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«Wenn die Initiative durchkommt,
dann ist es das Verschulden der SRG»
Für Roger Schawinski ist die SRG auch mit 300 Franken Jahresgebühren noch gut bedient. Im Gespräch mit Katharina Fontana sagt
der Medienpionier aber, dass er die Halbierungsinitiative für zu radikal hält

Herr Schawinski, diese Woche wurde
im Schweizer Fernsehen die Spionage-
geschichte «Davos 1917» ausgestrahlt.
Haben Sie sie gesehen?
Ja, ich habe sie angeschaut.

SRF hat noch nie so viel Geld für eine
Produktion ausgegeben wie für «Davos
1917»,zusammenmit derARD18Millio-
nen Franken. Ist die Serie das Geld wert?
Wie man in Hollywood sagt:The money
is on the screen. Doch inhaltlich emp-
fand ich die Serie je länger, desto un-
glaubwürdiger. Die Hauptfigur wurde
völlig überhöht dargestellt.Wie in Mar-
vel-Fantasy-Filmen sollte ausgerechnet
eine junge, lokale Krankenschwester die
Welt retten. Am Schluss zeigte man so-
gar Lenin, der einen Geldkoffer ausge-
rechnet in Davos abholen musste, da-
mit er seine bolschewistische Revolu-
tion retten würde! Dies wirkte läppisch.

Der Bundesrat will der SRG die Gel-
der kürzen, die Jahresgebühren sollen
von 335 auf 300 Franken sinken. Damit
könne sie ihren Auftrag nicht mehr er-
füllen, sagt die SRG.Wie sehen Sie das?
Verglichen mit dem, was die privaten
Medienhäuser schon seit Jahren einspa-
ren müssen, ist der Vorschlag des Bun-
desrats ein Klacks; zudem hätte die SRG
mehrere Jahre Zeit, sich anzupassen. In
der Haltung der SRG zeigt sich gros-
ses Unverständnis gegenüber den Privi-
legien, die sie geniesst und die sie auch
mit 300 Franken und einer runden Mil-
liarde fester Einnahmen pro Jahr weiter
geniessen würde.Und sie verkennt, dass
BundesratAlbert Rösti – früher immer-
hin im Komitee der 200-Franken-Initia-
tive – ihr einen grossen Schritt entgegen-
gekommen ist, um der SVP-Initiative
den Wind aus den Segeln zu nehmen.
Doch statt für den vorgeschlagenen
Kompromiss dankbar zu sein, greift die
SRG Rösti heftig an. Das ist eine sehr
unkluge Kommunikationsstrategie.

300 Franken sind Ihrer Ansicht nach
also genug. Und was halten Sie von der
Halbierungsinitiative, welche die Jahres-
gebühr auf 200 Franken senken will?
Bei 200 Franken müsste die SRG mas-
sive Einschnittemachen.Doch zu einem
Vollprogrammgehören sowohl der Sport
als auchdieUnterhaltung.Ichwerdedes-
halb die radikale Halbierungsinitiative
ablehnen. Wenn sie jedoch durchkom-
men sollte, dann ist es das Verschulden
der SRG. Und dies müsste zum Rück-
tritt der gesamten Geschäftsleitung füh-
ren.Sie hättemutwillig das grössteDeba-
kel provoziert, das die SRG je erlebt hat.

Warum wäre dies die Schuld der SRG?
2018 wurde in der Schweiz über die No-
Billag-Initiative abgestimmt. Ich habe
die Initiative bekämpft und dies sogar
in einem Buch begründet. Man hatte
erwartet, dass die SRG nach dem Schei-
tern von «No Billag» die Chance nut-
zen, auf die Kritik reagieren und effi-
zienter und demütiger würde. Und vor
allem auch innovativer und publikums-
näher. Nichts davon hat stattgefunden:
Die SRG jammert wie eh und je über
zu wenig Gebührengeld, statt sich um
ein besseresAngebot zu bemühen.Und
steckt viel Geld inTiktok-Filmchen und
weitere Distributionskonzepte, wäh-
rend das TV-Programm finanziell aus-
gezehrt wird.

Die grosse Frage ist ja, was die SRG
alles anbieten muss, gerade bei der
Unterhaltung. Braucht es zum Beispiel
einen Schweizer «Tatort»?
Fiktionale Sendungen gehören zum Pro-
gramm, die braucht es. Und in diesem
Bereich hat man in den letzten Jahren
grosse Fortschritte gemacht. Ein «Tat-
ort» ist zwar teuer, doch dafür kann
man eine grössere Zahl von «Tatort»-
Folgen gratis ausstrahlen. In der reinen
Unterhaltung hingegen hat das Volks-

tümelnde leider noch weiter zugenom-
men, von der «Landfrauenküche» zu
den «Hüttengeschichten» und einigem
mehr. Selbst am Samstagabend zur bes-
ten Zeit zeigt man heute solche Sendun-
gen. In Deutschland findet diese Form
vonUnterhaltung höchstens in den drit-
ten Programmen der ARD statt.

Diese Sendungen werden aber gut ge-
schaut.
Das stimmt, von einem älteren länd-
lichen Publikum. Es ist die einfachste
Art und Weise für die SRG, Quote zu
bolzen. Doch für ein modernes Image
eines Gebührensenders ist dieses Pro-
grammschwergewicht toxisch. Es ist
enorm provinziell. Leider gibt es bei
SRF zu wenige Unterhaltungsformate,
die jünger und urbaner sind.

Das junge Publikum würde wohl lie-
ber den «Bachelor» sehen oder «Love
Island».Kann die SRG solche Unterhal-
tung zeigen?
Trashige Reality-Sendungen darf das
öffentlichrechtliche Fernsehen nicht
bringen. Solche Formate sind dasAllein-
stellungsmerkmal der Privaten. Aber
zwischen der «Bachelorette» und der
«Landfrauenküche» liegt ein weites
Feld, da wäre durchaus vieles möglich.

Soll die SRG vor allem Sendungen be-
reitstellen, die nur sie finanzieren kann,
etwa grosse Unterhaltungskisten? Die
Kochshows und Ähnliches könnte sie ja
auch den Privaten überlassen.
Mich stört es nicht, wenn der Gebüh-
rensender SRF Kochshows bringt, aber
bitte nicht in der Primetime am Sams-
tagabend. Das eigentliche Problem
liegt darin, dass die SRG in den letz-
ten Jahren nichts Neues mehr zustande
gebracht hat. Das gilt namentlich für
den Informationsbereich. Und die bis-
herigen Paradeformate haben an Aus-
strahlungskraft verloren. Sowohl die
«Arena» wie der «Club» wirken wie aus
der Zeit gefallen. In der «Arena» treten
immer dieselben Politiker auf. Man re-
zykliert dort laufend ein limitiertes Per-
sonal, bei dem die Redaktion im Vor-
feld durch Befragungen detailliert ab-
gecheckt hat, was jeder sagen wird. Das
verunmöglicht lebendige Diskussionen.
In deutschenTalk-Sendungen hingegen,
etwa bei Lanz oder Maischberger, wer-
den auch Leute aus ganz anderen Berei-
chen eingeladen.Das ist anregender, pri-
ckelnder, überraschender.

Die SRG steht vor allem auch deshalb
in der Kritik, weil sie ihr Online-Ange-
bot enorm ausgebaut hat. Sie bietet dem
Publikum Informationen «gratis» an,
für die es anderswo zahlen muss. Man
kann auch sagen: Die SRG schadet der
Medienvielfalt.
Diese Klage halte ich für übertrieben.
Die SRG kann imOnline-Bereich keine
Werbung schalten, sie nimmt den Priva-
ten höchstens etwas Reichweite weg.
Zudem ist ihr Angebot inhaltlich nicht
herausragend. Selbst wenn sie sich dort
mehr zurückhalten würde, würde das
die Situation der privaten Verlage nicht
entscheidend verbessern – die Schlacht
über Sein oder Nichtsein in derMedien-
welt wird nicht hier geschlagen.

Die SRG hat 7 Fernsehstationen und
17 Radiokanäle. Nehmen wir das Ra-
dio: SRF Virus wird praktisch von nie-
mandem gehört, die Zuhörerschaft von
SRF 2 Kultur ist ebenfalls überblickbar.
Könnte man dort ansetzen?
«Virus» hat nie funktioniert und wird seit
Jahrzehnten künstlich am Leben gehal-
ten. Das zeigt, dass man nicht die rich-
tigeAnsprache für die Jungen gefunden
hat. SRF 2 Kultur gehört zum Grund-
angebot, das kann man nicht streichen.
Doch mit Kosten von 20Millionen ist es
viel zu teuer und zu üppig ausgestattet.
Schauen Sie sich einmal im neuen Stu-
dio in Basel um, an bester Lage neben
demBahnhof.Das ist eine völlig überris-
sene Investition mit viel zu grossen und
meist leeren Räumlichkeiten.

Wo sehen Sie sonst noch Einspar-
potenzial?
Radio SRF 1 und SRF 3 haben sich stark
angenähert und spielen ähnliche Musik,
die könnte man ohne Probleme zusam-
menlegen. 15 Millionen wären einge-
spart. Ein anderes Beispiel ist die Nach-
richtenredaktion. Dort arbeiten un-
glaublich viele Leute für relativ wenige
Programminhalte. Mit einem Viertel
weniger Personen würde es ebenfalls
gehen. Auch beim Fernsehen gäbe es
Möglichkeiten, um effizienter zu werden
und ein gutes Programm mit weniger
Geld zu machen. Stattdessen hat man
strukturelle Veränderungen beschlos-
sen, die die Situation verschlimmbes-
sert haben. Heute gibt es keine Journa-
listen mehr, die für eine Sendung arbei-
ten.Man ist jetzt nur noch Zulieferer für
alle möglichen Gefässe.Das schadet der
Motivation der Journalisten enorm.

Die Halbierungsinitiative ist auch eine
Reaktion darauf, dass die SRG-Pro-
gramme, namentlich die Informations-
sendungen, in den Augen vieler Bürger-
licher linkslastig sind.Sind sie linkslastig?
Die Halbierungsinitiative ist klar eine
politische Strafaktion der SVP gegen die
SRG, man will sie über das Geld kujo-
nieren. Wenn die SRG etwas macht,
das der SVP nicht passt, dann heult sie
jedes Mal auf und veranstaltet ein riesi-
ges Theater. Die anderen Parteien neh-
men es lockerer.

Sie selber sehen keinen Linksdrall im
SRG-Programm, keine Einseitigkeit?
Ich sehe keinen virulenten Linksdrall.
Aber es ist klar: Viele Journalisten sind
gegenüber den bürgerlichen Machtver-
hältnissen eher kritisch eingestellt und
tendieren wohl eher nach links. Das ist
nicht neu.

In bürgerlichen Kreisen ärgert man sich
auch über die Gendersprache, die SRF
vor ein paar Jahren eingeführt hat. Was
halten Sie davon?
Ich hoffe, dass die Gender- und Woke-
ness-Welle endlich abebbt und sich die
Zustände entkrampfen. Es ist klar Pro-
gramm,wie man vorgeht: zwei Kommis-
sarinnen im Schweizer «Tatort», zwei
Hauptdarstellerinnen bei «Davos 1917».
Die Massnahmen für Gendergerechtig-
keit, die die SRG ergriffen hat, mögen
gut gemeint sein, fördern aber nicht
immer die Qualität. So werden gemäss
Anweisungen mindestens zur Hälfte
Expertinnen befragt, auch wenn es auf
einem Gebiet fast keine Frauen gibt.
So werden Gendern und Wokeness oft
wichtiger als Kompetenz.

Die Älteren unter uns sind mit dem
«Teleboy» und «Wetten, dass . . .?» auf-
gewachsen, das waren gemeinsame Er-
lebnisse vor dem Fernseher. Gibt es
heute noch Sendungen mit einem sol-
chen Potenzial?
Die Zeiten, als das Fernsehen das Lager-
feuer der Nation war, sind vorbei.Dies ist
nicht nur bei der SRG so. Aber die Lust
nach Innovation ist vollständig weg. Vor
unglaublichen fünfzig Jahren wurde der
«Kassensturz» gegründet – eine Sendung,
die seit fünfzig JahrenmitdemselbenKon-
zept die erfolgreichste Magazinsendung
im Programm geblieben ist! Ich sehe seit
Jahren keine neuen Formate, die ähnlich
gut funktionieren. Es scheint auch nicht
der Ehrgeiz der SRG zu sein, Sendungen
mit Strahlkraft zu entwickeln.Das Regel-
programm ist vor Jahren weitgehend ein-
gefroren worden. Wenn man dies nicht
schleunigst ändert, erhält die SRG wohl
bald eine schmerzliche Quittung.

«In der Haltung
der SRG zeigt sich
grosses Unverständnis
gegenüber
den Privilegien,
die sie geniesst.»

«Mich stört es nicht, wenn SRF Kochshows bringt, aber bitte nicht am Samstagabend»: Roger Schawinski. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Zürcher
Medienpionier
fon. · Seine journalistische Karriere
startete Roger Schawinski (78), promo-
vierter Ökonom, beim Schweizer Fern-
sehen, wo er in den 1970er Jahren den
«Kassensturz» entwickelte. Später grün-
dete er mit Radio 24 und mit Tele Züri
das erste Privatradio und das erste Pri-
vatfernsehen der Schweiz. Der Medien-
pionier kämpfte jahrelang gegen das
Monopol der SRG und kritisierte die
SRG-Führung aufs Schärfste. Die Exis-
tenz der SRG stellte er aber nie infrage:
Die Schweiz brauche einen öffentlich-
rechtlichen Rundfunk.

Für das
selbstbestimmte
Leben unserer
Kundinnen
und Kunden.

«Selbstbestimmung
bedeutet den Mut haben,
die Zukunft selbst zu
gestalten.»

Ricarda Giebel
Head strategische
HR Projekte
Schweiz
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Das Ende des Tesla-Privilegs
Nach 30 Jahren Bevorzugung will Liechtenstein E-Autos künftig nach Gewicht und Leistung besteuern

GÜNTHER MEIER, VADUZ

In Liechtenstein sind Elektro-, Erdgas-
und Hybridfahrzeuge seit 1994 steuer-
befreit. Jetzt naht das Ende dieses Privi-
legs. Die Regierung schickte einen Ge-
setzesentwurf in die Vernehmlassung,
der die Motorfahrzeugsteuern auf eine
neue Basis stellen will. Bisher wurde die
Steuer aus einer Mischung von Gewicht
und Hubraum ermittelt. Als neue Be-
messungsgrundlage ist vorgesehen, die
Motorfahrzeugsteuer nach Gewicht der
Fahrzeuge und der Leistung zu berech-
nen, unabhängig von der Antriebsart.

Die Regierung reagiert damit auf
Forderungen im Parlament, auf die
Steuerbefreiung für Fahrzeuge ohne
Verbrennungsmotoren zu verzichten.
Kritisiert wurde in diesem Zusammen-
hang vor allem die Steuerbefreiung für
Hybridantriebe von teuren und PS-star-
ken Sportwagen, deren Elektromotoren
nur für wenige Kilometer Fahrweg rei-
chen. Um die Bevölkerung zum Um-
stieg auf alternative Antriebe zu bewe-
gen, sei die Befreiung von der Motor-
fahrzeugsteuer zwar ein richtigerAnsatz
gewesen, heisst es imVernehmlassungs-
bericht der Regierung, doch ergebe es
wenig Sinn, Elektro- und Hybridautos

im Luxussegment steuerlich zu fördern.
Die Regierung begründet die geplante
Änderung der Kraftfahrzeugsteuer da-
mit, dass die Steuerbefreiung alterna-
tiver Antriebe keinen Anreiz mehr für
den Kauf kleiner und sparsamer Fahr-
zeuge biete.Werde die Nutzung derVer-
kehrsinfrastruktur berücksichtigt, ver-
stosse die geltende Steuerbefreiung für
bestimmte Fahrzeugkategorien eigent-
lich gegen das Verursacherprinzip.Weil
Elektroautos derzeit am Fahrzeug-
markt dominierten, wirke die Befreiung
von der Motorfahrzeugsteuer wie eine
staatliche Subventionierung des priva-
ten motorisierten Individualverkehrs.

Bonus für Kleinwagen

Handlungsbedarf besteht für die Regie-
rung auch mit Blick auf die Staatskasse.
Eine Fortführung der Steuerbefreiung
in Kombination mit der Zunahme von
Elektro- und Hybridfahrzeugen würde
mittelfristig zu einem Rückgang der
Steuereinnahmen aus demVerkehr füh-
ren. Unabhängig davon müssten weiter-
hin Ausgaben für den Erhalt der Ver-
kehrsinfrastruktur getätigt werden.

Gegenwärtig sind die Autos mit
Alternativantrieb allerdings noch stark

in der Minderheit. Von den knapp
31 000 Personenwagen, die derzeit
in Liechtenstein zugelassen sind, ma-
chen die Elektroautos einen Anteil von
4,2 Prozent aus, die Hybridfahrzeuge er-
reichen 7,9 Prozent.

Obwohl künftig grundsätzlich eine
Formel aus Gesamtgewicht und Leis-
tung als Bemessungsgrundlage gelten
soll, ist für Elektro- und Hybridfahr-
zeuge ein kleiner Bonus vorgesehen.
Bei der Berechnung der Steuer sollen
20 Prozent des Gesamtgewichts in Ab-
zug gebracht werden. Diese Fahrzeuge
seien aufgrund des Gewichts der Batte-
rien schwerer alsAutos mit Benzin- oder
Dieselmotoren, was die steuerliche Be-
vorzugung rechtfertige, heisst es als Be-
gründung im Regierungsbericht.

Auf der anderen Seite soll die Moto-
renleistung einen dominanten Anteil
bei der Steuerberechnung ausmachen,
damit besonders leistungsstarke SUV-
und Sportboliden höher besteuert wer-
den können. Das wird dazu führen,
dass die Motorfahrzeugsteuer für die
PS-Könige teilweise um das Doppelte
bis zum Dreifachen ansteigen kann.
Die leistungsschwächeren Kleinwagen
kommen dagegen in den Genuss einer
Steuerreduktion.

Die neue Fahrzeugsteuer soll Anfang
2025 in Kraft treten. In der Bevölkerung
hat sie bisher praktisch keineReaktionen
ausgelöst. Das dürfte sich ändern, sobald
die Vorlage im Parlament zur Debatte
steht. Denn neu sieht die Vorlage auch
eine CO2-Abgabe für Erstzulassungen
vor. Beträgt der CO2-Ausstoss mehr als
82GrammproKilometer, ist eineAbgabe
von 2000 Franken fällig. Für jedes wei-
tereGrammCO2proKilometerwird eine
zusätzliche Abgabe von 10 Franken er-
hoben.DieHöhederCO2-Abgabe orien-
tiert sich der laut Regierung an den EU-
Normen,weshalb dieGrenzwerte abdem
Jahr 2030 weiter gesenkt werden sollen.

Busse bis 5000 Franken

Bei einer lückenlosen Umsetzung des
Verursacherprinzips müssten eigent-
lich vor allem Lieferwagen und Klein-
busse mit der CO2-Abgabe belastet wer-
den. Diese Fahrzeuge legen in der Re-
gel mehr Kilometer zurück als private
Personenwagen. Ausgerechnet diese
Kategorie soll aber von der Abgabe be-
freit werden. Man wolle das Gewerbe
nicht zusätzlich belasten, heisst es aus
dem Ministerium für Infrastruktur. Zu-
dem werde mit der Mineralölsteuer be-

reits eine Abgabe geleistet, die bei den
viel genutzten gewerblichen Fahrzeugen
entsprechend hoch ausfalle.

DieseUnterscheidung dürfte imRah-
men derVernehmlassung ebenso zuDis-
kussionen führen wie die geplante Straf-
bestimmung, die dann greift, wenn das
Ausmass der CO2-Belastung nicht auto-
matisch vorliegt. In solchen Fällen soll
der Fahrzeughalter zum Nachweis der
Belastung verpflichtet werden.Wird die-
ser Nachweis nicht erbracht, droht er-
satzweise eine Strafabgabe in Höhe von
5000 Franken.
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Der leise Abschied der Buben
Neue Zahlen deuten darauf hin, dass Knaben am Gymnasium benachteiligt werden – Bildungsexperten sind alarmiert

IRÈNE TROXLER

Paul schafft es ohne Probleme und ohne
privaten Vorbereitungskurse ans Lang-
gymnasium im Kanton Zürich. An der
Aufnahmeprüfung schreibt er inMathe-
matikdieNote6.DannkommtdieProbe-
zeit und mit ihr das Leiden. Französisch,
Englisch, Latein und Deutschaufsätze
liegen ihm nicht gerade. Stundenlanges
Vokabelbüffeln schon gar nicht. Knapp
schafft er dieProbezeit.ImUntergymna-
sium reicht es mit viel Glück jeweils für
denÜbertritt ins nächste Semester.Nach
nervenaufreibenden zwei Jahrenkanner
endlich ins mathematisch-naturwissen-
schaftliche Profil wechseln, und die
Noten werden besser. Mittlerweile stu-
diert er an der ETH Zürich.

Man kann sagen, Paul sei ein ein-
seitig begabter Junge. Aber die Zahlen,
die Lucius Hartmann, der Präsident des
Vereins Schweizerischer Gymnasialleh-
rer und Gymnasiallehrerinnen (VSG),
kürzlich in einemArtikel in der Fachzeit-
schrift «Gymnasium Helveticum» publi-
ziert hat, deuten auf ein Problem im Sys-
tem hin. Die Befunde werfen die Frage
auf, ob Buben auf dem Weg zur Hoch-
schulbildungheute diskriminiertwerden.

Ein probematischer Befund

So waren beispielsweise von 2019 bis
2023 imKanton St. Gallen die Buben im
Untergymnasium in der Überzahl. Ihr
Anteil betrug gemäss kantonaler Sta-
tistik 52,4 Prozent. Ein Maturitätszeug-
nis ausgehändigt bekamen im Jahr 2022
abermehrheitlichMädchen.DerBuben-
anteil derMaturandenbetrugnur gerade
39,3Prozent.DerKantonSt. Gallenmag
nicht repräsentativ sein, da es im gan-
zen Kanton nur zwei Untergymnasium-
klassen gibt. Aber der Trend ist auch in
anderenKantonen sichtbar:Überdurch-
schnittlich viele Buben gehen den Schu-
len auf demWeg zur Matura verloren.

Mädchen und junge Frauen haben in
den letzten Jahrzehnten in Sachen Bil-
dung stark aufgeholt, was aus der Per-
spektive der Gleichstellung erwünscht
ist. An den Universitäten sind sie mitt-
lerweile besser vertreten als die Män-
ner. Auch die Gymnasien besuchen
mehr Mädchen als Jungen. Und doch
sagt Margrit Stamm, die Doyenne der
Bildungsforschung in der Schweiz, sie
sei überrascht, dass die Zahl der Buben
während der Gymnasialzeit kontinu-
ierlich abzunehmen scheine. Stamm ist
emeritierte Professorin für Erziehungs-

wissenschaften an der Universität Frei-
burg. Sie hat Hartmanns Artikel auf
Social Media geteilt und findet, man
müsse den Gründen für diese Abgänge
unbedingt vertieft nachgehen.Wenn die
Buben heute grössere Schwierigkeiten
hätten, die Matura zu machen, sei das
ein problematischer Befund.

Lucius Hartmann unterrichtet selbst
Mathematik, Latein und Griechisch an
einer Zürcher Kantonsschule. «Ich hatte
Hinweise darauf, dass Buben öfter aus
dem Gymnasium ausscheiden als Mäd-
chen», sagt er. Deshalb habe er die ver-
fügbaren Zahlen aus verschiedenen
Kantonen und jene des Bundesamts
für Statistik zusammengetragen. Das
Resultat lässt wenig Raum für Zweifel.
Von Zürich über Luzern, St. Gallen und
Solothurn bis in dieWaadt ist derAnteil
der Buben zum Zeitpunkt des Eintritts
ins Gymnasium höher als in den obe-
ren Klassen oder bei der Matura. Nur
im Kanton Freiburg ist die Lage gemäss
verfügbaren Daten nicht so klar. Wäh-
rend die Buben sich also tendenziell aus

demGymnasium verabschieden, verhält
es sich mit dem Mädchenanteil genau
umgekehrt: Er steigt von der ersten bis
zur sechsten Gymnasialklasse stetig an.

«Ist es der Unterricht am Gymna-
sium, der das auslöst?», fragt sich Hart-
mann nun. Möglicherweise seien auch
die Alternativen für Buben attraktiver,
sagt er. Er habe in seinen Klassen auch
schon Schüler gehabt, die sich bewusst
für einen Schulabbruch und eine Be-
rufslehre entschieden hätten, weil ihnen
bewusst geworden sei, dass sie gar nicht
studieren wollten. Unter dieser Voraus-
setzung habe eine Matura wohl einfach
keinen Sinn. Solche Abgänge müssten
nicht auf ein Problem hinweisen.

AberHartmannbeobachtet imSchul-
alltag auch etwas, das eine andere Erklä-
rung für die Abgänge der Buben nahe-
legt:Mädchen entsprechen oft eher dem
Typ, der am Gymnasium erfolgreich ist.
Sie sind in diesemAlter reifer und sozial-
kompetenter, bereiten sich auf Prüfun-
gen vor undmachenbesser imUnterricht
mit.Die Pubertät haben sie grösstenteils

schon hinter sich, wenn ihre Klassen-
kameraden gerade ihre Hormonschübe
bekommen. «Es geht nicht um kognitive
Unterschiede», sagt Hartmann. «Aber
die Buben können ihre Fähigkeiten in
diesemAlter weniger gut abrufen.» Die
hormonelle Umstellung habe Auswir-
kungen auf die Lernmotivation. Zudem
hätten Mädchen Vorteile bei den über-
fachlichen Kompetenzen, könnten etwa
besser kommunizieren.Das sei hilfreich,
um genügende Noten zu schreiben.

Mädchen sind anpassungsfähiger

Die Erziehungswissenschafterin Margrit
Stamm verweist auf Resultate der anglo-
amerikanischen Forschung. Es sei nach-
gewiesen,dassBubenwährendderPuber-
tät zwar intellektuell in der Lage wären,
gute Noten zu schreiben, dass ihnen das
aber nicht gelinge. Eine Rolle spiele da-
bei auch,dass man imKollegenkreis eher
zum Outsider werde, wenn man als Stre-
ber dastehe.Während Buben bewundert
würden, wenn sie im Sport brillierten,

verschafften den Mädchen gute Noten
ein hohes Ansehen in der Peer-Group.
«Meine Vermutung ist, dass das Gym-
nasium eher den Mädchen entspricht,
die anpassungsfreudiger sind», sagt auch
Stamm. Im Gespräch mit den Bildungs-
institutionen und mit den Verantwort-
lichen in den Kantonen stelle sie fest,
dass das Thema bereits auf dem Tisch
sei. Nun müsse diskutiert werden, wie
die Schule den Bedürfnissen der Buben
besser gerecht werden könne. Beispiels-
weise, indem man im Unterricht mehr
experimentiere. Gleichzeitig brauche
es mehr Forschung zum Thema. Stamm
selbst will nun eineGruppe jungerMän-
ner undFrauen,die bereits bei einer Stu-
die mitgemacht haben, genauer zu ihren
Erfahrungen im Gymnasium befragen.

Derzeit arbeiten die Kantone an der
Weiterentwicklung der gymnasialen
Maturität. Die Umsetzungsphase dau-
ert noch bis 2029. Es bleibe also noch
Zeit, darüber zu diskutieren, wie man
die Attraktivität des Gymnasiums für
männliche Jugendliche wieder steigern
könne, sagt der VSG-Präsident Lucius
Hartmann.Dazumüsste man denUnter-
richt so gestalten, dass die Geschlechter-
unterschiede weniger Einfluss hätten. So
wäre auch die «Chancengerechtigkeit»,
die im Maturitätsreglement verlangt
wird, besser erfüllt.Der Unterricht in den Mittelschulen entspricht heute eher den Schülerinnen. GAËTAN BALLY / KEYSTONE

VIER MAL MARTHA ARGERICH
IM KKL LUZERN.
Am 16.,17.,19.,20. Januar 2024 – alleine, vierhändig oder
im Trio – u.a. mit Maria João Pires, Jean-Yves Thibaudet,
Janine Jansen oder Mischa Maisky.

Tickets unter: sinfonieorchester.ch | 041 226 05 15


